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F aiJ (180 Punkte): 

D ie A-GmbH aus Bonn stellt unter anderem Messgeräte für elektronische Antriebe 

her. Zu ihrem Produktspektrum zählt eine Schnittstelle (Interface) fiir Positionsmess­

geräte, die s ie unter der Bezeichnung "Endat" in Deutschland vertreibt. Das Produkt 
und das Verfahren sind durch ein erteiltes deutsches Patent geschlitzt. Die A-GmbH 

hat Anfang 2017 erfolglos den " Patentverein e . V.", dessen Sitz in Frankfurt ist, sowie 
dessen Vorsitzenden (V) abgemalmt, weil auf der Homepage des Vereins das Produkt 

"Endat" der A-GmbH als Spitzenreiter für sog. Trivialpatente bezeichnet wird. Z udem 
hat V in einem Interview in einer bundesweit e rscheinenden Fachzeitschri ft u.a. die A­

GmbH mit dem entsprechenden Produkt "als ein typisches Beispiel für ein Trivialpa­
tent" genannt. Hier könne man die Erfindungshöbe in Millimetern ablesen. Würden 
mehr solcher Schein-Patente publik, dann milsste so mancher um sein Image als 

" High-Tee-Schmiede" bangen, denn so "High" sei die Technik. bei weitem nicht. Die­

se Trivialpatente würden vielmehr "das Patentrecht nur instrumentalisieren und als 
Marktblockade eingesetzt:' 

Weder auf der Hornepage noch in dem Interview werden Angaben gemacht oder Be­

gründungen und Belege dazu gegeben, warum es sich bei "Endat'· um ein "Trivialpa­
tent" handel t. Es ste iJt sich all erdings heraus, dass der Vereinsvorsitzende (V) zugleich 
Geschäftsführer der B-GmbH ist. Die B-GmbH stellt ebenfalls digitale Encoder­

Schnittstellen her und hat Ende 2016 eine neue BiSS-Interface-Sclmittstelle auf den 
Markt gebracht. 

D ie A-GmbH fLihlt sieb und ihr patentrechtl ich geschütztes Produkt diskreditieti und 
beauftragt Rechtsanwalt R zur Durchsetzung ihrer Ansprüche. R reicht Klage bei der 
Kammer fii r Handelssachen des LG Bonnein und beantragt: 

I. Die Beklagten (der Patentvere in als Bekl. zu 1 sowie den V als Beklagten 
zu 2) zu verwieilen, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandl ung 
vorn Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000 € - ersatzweise 

Ordnungshaft - oder einer Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, im Fall wiederhol­
ter Zuwiderhandlung bis zu insgesamt 2 Jahren, 

zu unterlassen, 

in der Öffentlichkeit, insbesondere im Internet und in Fachzeitschriften, das 

Produkt der Klägerin "Endat" als Trivialpatent zu bezeichnen. 

2. Festzustellen, dass die Beklagten gesamtscbuldnerisch verpflichtet sind, der 
K.Jägerin allen Schaden zu ersetzen, der dieser durch die in Antrag 1 beschrie­
benen Handlung entstanden ist oder noch entstehen wird. 

Der Beklagtenanwalt beantragt die Klageabweisung und verweist auf den Satzungs­

zweck des 2014 gegründeten Patentvereins, der seit 2014 ins Vereinsregister eingetra­
gen worden ist. Es sei die legitime Aufgabe des Vereins, aof etwaige M issstände im 
Patentwesen hinzuweisen. Der Verein sei eine Art "Selbsthi lfe-O rganjsat ion", der es 

nur darum gehe, Schwächen des Patentwesens aufzuzeigen und durch die Nennung 

von Beispielen die Öffentlichkeit wachzurütteln. Es gebe dem Verein darum, eine 
.,Patentbygenie" zu erreichen und Auswüchse von Trivialpatenten zu vermeiden, die 

letztlich nur e ine Marktabschüttung bezweckten und dem Fortschritt im Wege stün­
den. 
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Der Klägervel1reter weist darauf hin, dass das Produkt ohne sach lich nachvollziehbare 

Gründe abqualifiziert werde. Zudem stehe die Patenterteilung erkennbar im Widerspruch zu 

der Behauptung der Beklagten. so dass keinesfalls von einem erfinderischen Nulltun die 
Rede sein könne. Es gehe den Beklagten vielmehr darum, den Produktabsatz der Klägerin zu 
erschweren. Bereitsseil Anfang 2017 sei ein verminderter Absatz zu verzeichnen und ein 

gewisser Marktverwirrungsschaden e ingetreten. der zum jetzigen Zeitpunkt aber noch nicht 
genau beziffert werden könne, so dass eine f eststellung geboten sei, insbesondere wegen der 

drohenden kurzen Verjährungsfrist. 

Prüfen Sie gutachterlieh die Zuständigkeit des Gerichts und die Erfolgsaussichten der Klage 
in der Sache. 

Bearbeitervermerk: Der Streitwert wird auf 30.000 € festgesetzt 
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